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Berlin schlägt Alarm: Ab Juli gilt ein
strenges Messerverbot im ÖPNV!

Berlin führt ab Juli 2025 ein Waffen- und Messerverbot in
Bussen und Bahnen ein, um die Sicherheit nach

Messerangriffen zu erhöhen.

Berlin, Deutschland - Der Berliner Senat hat kürzlich
entschieden, ein umfassendes Waffen- und Messerverbot im
gesamten öffentlichen Personennahverkehr einzuführen. Diese
neue Regelung, die laut RBB24 voraussichtlich Mitte Juli 2025 in
Kraft treten wird, kommt als direkte Reaktion auf die steigende
Zahl von Messerangriffen im öffentlichen Raum, insbesondere
nach einer tödlichen Messerattacke in einer U-Bahn am
vergangenen Wochenende.

Innensenatorin Iris Spranger von der SPD sagte dazu: „Uns liegt
die Sicherheit der Bürger am Herzen. Mit diesem Verbot wollen
wir ein klares Zeichen setzen und die Sicherheitslage in unseren
Verkehrsmitteln verbessern.“ Das Verbot umfasst nicht nur S-
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und U-Bahnen, sondern auch Busse, Trams sowie Fähren und
soll zusätzlich auch in Bahnhofsgebäuden und auf Bahnsteigen
gelten, allerdings nicht an Bus- und Tramhaltestellen.

Nachhaltige Kontrolle durch die Polizei

Eine der zentralen Neuerungen ist, dass die Polizei nun die
Möglichkeit erhält, Kontrollen ohne konkrete Verdachtsmomente
durchzuführen, was zuvor nicht erlaubt war. Diese Maßnahme
zielt darauf ab, das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürger zu
stärken und ein Umfeld zu schaffen, in dem sich die Menschen
sicherer fühlen. Laut taz registriert die Polizei in Berlin
durchschnittlich täglich zehn Messerangriffe.

In Berlin wurden im vergangenen Jahr insgesamt 3.412
Messerangriffe dokumentiert, was einen Anstieg von 70 Fällen
im Vergleich zum Vorjahr bedeutet. Obwohl diese Zahl im
Langzeitvergleich die zweithöchste ist, zeigt sich ein leichter
Rückgang um zwei Prozent.

Gesellschaftliche Debatte um Sicherheit
und Kontrollen

Die Einführung des Waffen- und Messerverbots kommt nicht
ohne Kritik. Manche Stimmen, wie die des CDU-Fraktionschefs
Dirk Stettner, fordern ein weitergehendes Verbot, das über den
ÖPNV hinausgeht. Er schlägt vor, das Waffenrecht auf
Bundesebene zu ändern, um eine Ermächtigungsgrundlage für
ein umfassendes Verbot zu schaffen.

Während in Berlin bereits einige Waffenverbotszonen gelten,
darunter am Leopoldplatz, im Görlitzer Park und am Kottbusser
Tor, wird laut Tagesschau Kritik an diesen Zonen laut. Kritiker
sehen darin eine Form der Symbolpolitik, die nicht das
eigentliche Problem löse. Zudem wird angeführt, dass es mehr
als nur kurzfristige Maßnahmen bedarf, um die
Gewaltkriminalität nachhaltig zu reduzieren. Experten sind sich

https://taz.de/Neue-Verordnung-in-Berlin/!6083035/
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/waffenverbotszone-wirksamkeit-100.html


einig, dass ein ganzheitlicher Ansatz notwendig ist, der soziale
Arbeit und Gewaltprävention in Schulen umfasst.

Die neuen Maßnahmen des Berliner Senats zeigen das
Bemühen, auf die wachsenden Sicherheitsbedenken der
Bevölkerung zu reagieren. Ob das Verbot tatsächlich zu einer
spürbaren Verbesserung der Sicherheit im öffentlichen
Nahverkehr führen wird, bleibt abzuwarten.
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